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Während dem liberalen Staat eine ergänzende Funk-
tion zukommt in einer Gesellschaft, welche sich
sonst im wesentlichen selbst reguliert, macht sich
der Interventionsstaat die Probleme der Gesellschaft
zu eigen und bestimmt zu deren Lösung sowohl Zie-
le wie Instrumente. Als Reaktion auf die wachsende
Einwirkung des Staates auf die Gesellschaft und auf
den relativen Misserfolg des Interventionsstaates er-
hält das Gedankengut Auftrieb, welches für einen
bescheideneren Staat und einen vermehrten Rück-
griff auf die Marktmechanismen als regulierendes
Prinzip der Gesellschaft plädiert. Hinter Deregulie-
rung und Rückzug des Staates steht die Forderung
nach einer Neuanpassung des Staates. Der Anreiz-
staat setzt

auf die Kooperation mit der zivilen Gesellschaft und
den Einbezug ihrer organisatorischen Mittel, um
kollektive Ziele zu realisieren. Die Kooperation kon-
kretisiert sich im vermehrten Rückgriff auf private
Akteure für den Politikvollzug.

Zum Rollenwandel der NPO

Ausgangspunkt der Organisation sozialer Dienstlei-
stungen auch in modernen Gesellschaften ist weder
ein Versagen des Marktes noch des Staates. Die Ent-
stehung (sozialer) NPO ist vielmehr auf eine eigen-
ständige Motivation zurückzuführen. Die Moral der
organisierten gegenseitigen Hilfe wie die Arbeit eh-
renamtlicher Helfer, welche zur Lösung der sozialen
Frage beitragen, beruht auf religiöser, philanthropi-
scher Überzeugung, wobei der Eigenwert der sozia-

len Hilfestellung nicht gering zu veran-
schlagen ist.

Vor dem Hintergrund der Wertschätzung der
Milizarbeit , d.h. der ehrenamtlichen Füh-
rungsarbeit wie der freiwilligen Arbeit im Voll-
zug, sei auf einen speziellen und aktuellen
Aspekt hingewiesen. Dieser Aspekt ergibt sich
durch die organisatorische Ausprägung der
Milizarbeit, der Ehrenamtlichen- und Freiwilli-
genarbeit in NPO. Diese NPO sind ihrerseits
ganz oder teilweise im Auftrag des Staates
oder stellvertretend für den Staat tätig und
werden neben Mitgliederbeiträgen, Spenden,
dem Verkauf von Gütern und Dienstleistungen
auch durch öffentliche Mittel finanziert. Der
Rollenwandel des Staates stellt die Freiwilli-
genarbeit vor neue Aufgaben und Anforderun-
gen.

Die Milizer werden heute immer mehr mit einem
neuen Staatsverständnis konfrontiert, das weg vom
traditionellen Vorsorge- und Interventionsstaat zu
einem Staat führt, der sich auf das Setzen der richti-
gen Anreize im Sinne einer wirkungsorientierten
Verwaltung fokussiert, besser bekannt unter dem Be-
griff New Public Management NPM. NPM stellt so-
wohl für die Hauptamtlichen, die Profis wie die Eh-
renamtlichen und Freiwilligen im Hinblick auf neue
Anforderungen für die Aufgabenerfüllung und Be-
schaffung öffentlicher Mittel eine grosse Herausfor-
derung dar. Hohe Anpassungsfähigkeit und Anpas-
sungsbereitschaft sind unabdingbar, wenn sich eine
NPO im Zuge der strategischen Neuausrichtung ih-
res Auftraggebers, des Staates neu positionieren
muss.

Im folgenden sollen ein paar Überlegungen zu die-
ser Thematik skizziert werden. Im Abschnitt «Ein
neues Umfeld für die ehrenamtliche und freiwillige
Arbeit» geht es um die Klärung des Rollenwandels
des Staates (I) und der mit ihm verbundenen NPO

(II) sowie um NPM als neue Leitlinie staatlichen und
verbandlichen Handelns (III), bevor wir in Teil C auf
«neue Anforderungen an die ehrenamtliche und
freiwillige Arbeit» in der Sache (I), in der Motivation
(II) und in der persönlichen Belastung (III), eingehen
und in den Abschnitt «Einige Schlussfolgerungen»
ziehen.

Ein neues Umfeld für die ehrenamtli-
che und freiwillige Arbeit

Zum Rollenwandel des Staates 

Die traditionelle, heute noch in vielen Bereichen
gültige Funktion des Staates lässt sich als Entwik-
klung vom liberalen Staat zum Interventions- und
Vorsorgestaat kennzeichnen.

Die modernen Gesellschaften brechen mit vorgege-
bener Obrigkeitsgewalt, indem sie sich zur Durch-
führung ihrer Geschäfte auf die Mechanismen des
Vertrages und des Marktes berufen. Um das gute
Funktionieren dieser Mechanismen sicherzustellen,
wird dem Staat eine Ordnungsfunktion übertragen.
Der Staat bestimmt die Spielregeln, in deren Rahmen
die freien und gleichgestellten Individuen ihre Akti-
vitäten entfalten können und der Staat über die Ein-
haltung dieser Regeln wacht.

Der Interventionsstaat, der auch als Sozial- oder Vor-
sorgestaat bezeichnet werden kann, entwickelt sich
aus der Wahrnehmung der Ungleichheiten und Un-
gerechtigkeiten, die der Markt und das freie Spiel der
Kräfte schaffen oder nicht zu eliminieren vermögen,
und aus den politischen Forderungen, diese zu mil-
dern. Zur Ordnungsfunktion, welche den liberalen
Staat charakterisiert, kommen die Funktionen der
Umverteilung des Reichtums und der Bereitstellung
jener Güter und Dienste hinzu, welche die Un-
gleichheiten kompensieren sollen. 

Rollenwandel des Staates

Neue Anforderungen 
an die Freiwilligenarbeit
Sebastian Schnyder
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Trotz dieser Autonomie und der Tatsache, dass sich
viele soziale Bereiche zunächst Vereine und Vereini-
gungen alleine zuständig fühlen, ist der eigentliche
Aufschwung der sozialen NPO aber doch auf das
Markt- und Staatsversagen zurückzuführen, welches
bei der Transformation der vorindustriellen in eine
industrielle Gesellschaft deutlich wird. Der Glaube
an die wohltätigen Selbstregulierungskräfte des
Marktes, welche letztlich auch die im Übergang vi-
rulent werdenden sozialen Probleme lösen oder zu-
mindest entschärfen würde, hält den widrigen Tat-
sachen von Massenelend und industriellem Proleta-
riat nicht stand.

So sind es gerade oft die sozialen Organisationen
selbst, welche Anstoss und politischen Sukkurs für
die Fortschritte in der sozialen Sicherheit geben. Sie
bereiten den Weg zur Ablösung einer liberalen Auf-
fassung des Staates, dem soziale Fragen fremd sind,
durch einen zunehmend sich auch sozial verant-
wortlich fühlenden interventionistischen Staat.

Mit dem Übergang zum sozialpolitischen Interven-
tionsstaat wandelt sich die Rolle der sozialen NPO:
Die Organisationen sehen sich einerseits überfordert
in der Übernahme grösserer, landesweit in Angriff zu
nehmenden Aufgaben, andererseits sind ihre Erfah-
rung, ihr Wissen, ihr politischer Einfluss für den Ent-
wurf, die Ausarbeitung und vor allem für den Voll-
zug von Massnahmen unerlässlich. Mit dem Erfolg,
dass die bislang auf freiwilliger, selbständiger Ebene
betriebene Sozialpolitik nun in staatliche Obligato-
rien aufgehoben und garantiert sind, schwindet
gleichzeitig auch der gestaltende Einfluss auf die bis-
lang bearbeiteten Bereiche und führt zu generellem
Bedeutungsverlust, sofern die Organisationen sich
nicht neue, bislang vernachlässigte Gebiete er-
schliessen. Hinter der auf Zusammenarbeit mit den
privaten Organisationen bedachten staatlichen So-
zialpolitik versteckt sich eine nicht immer leicht zu
durchschauende Verteilung öffentlicher Mittel an
unterschiedlichste Organisationen auf allen mög-
lichen staatlichen und fachlichen Ebenen. Dieses Sy-
stem funktioniert solange zur allgemeinen Zufrie-
denheit, als dass die zur Verfügung gestellten Mittel
ausreichen.

Mit der Mitte der siebziger Jahre einsetzenden Fi-
nanzknappheit der öffentlichen Hand, welche sich in

den letzten Jahren dramatisch verschärfte, sowie mit
dem Schwinden ethisch-moralisch motivierter Förde-
rung sozialer Organisationen durch private Mittel se-
hen sich viele soziale NPO vor einer bislang unge-
wohnten Bedrohung ihrer Existenz. Das Ringen um
die immer knapper werdenden staatlichen Mittel so-
wie die privaten Spenden (Professionalisierung der
Mittelbeschaffung) zwingt die sozialen NPO zu gene-
reller Effizienzsteigerung, zum Überdenken ihrer Rol-
le in der Gesellschaft. Im Verbund mit der oben skiz-
zierten Neuausrichtung des Interventions- und sozia-
len Leistungsstaates kommt auf die sozialen NPO ein
massiver Anpassungs- und Erneuerungsdruck zu.

New Public Management als Leitlinie staatlichen
und verbandlichen Handelns

Vor dem Hintergrund der Grenzen des Interventions-
und Sozialstaates zeichnet sich eine Neuorientierung
der Strategie des staatlichen Handelns ab, welche auf
eine enge Zusammenarbeit mit der Gesellschaft und
auf der Dynamik der gesellschaftlichen Akteure be-
ruht. In der Erfüllung seiner Aufgaben gibt der An-
reizstaat darauf acht, die angestrebten Ziele nicht aus
den Augen zu verlieren und seine Aktivität perma-
nent anzupassen. Wenn der Anreizstaat Aufgaben
überträgt – sei es dem Verbandsbereich oder dem
Wettbewerb der Privaten - so tut er dies in der Erwar-
tung einer effizienteren Durchführung. Dieser Trans-
fer ist nicht ein Verzicht, sondern eine Deregulierung
im Rahmen einer Planung, welche die Behörden sel-
ber definiert haben, und unter Bedingungen, die ei-
ne Kontrolle der erreichten Resultate sicherstellen.

Mit dem Übergang zu einem Anreizstaat, der die Er-
bringung vieler seiner Leistungen systematisch dele-
giert und den Leistungserbringern im Hinblick auf
die Steigerung der Effizienz Ziele vorgibt und deren
Erfüllung kontrolliert und Nichterfüllung sanktio-
niert, muss sich natürlich auch die Haltung der NPO
gegenüber dem Staat ändern. Der Rollenwandel des
Staates vom sicheren Subventionszahler und getreu-
lichen Interessenwahrer zum Auftraggeber  für kon-
kurrierende Leistungserbringer, bedingt eine ent-
sprechende Adaption der Verbandsstrukturen, wie
die Fusion zersplitterter Einzelverbände in holding-
artige, überschaubare Grossstrukturen, wie der Ver-
zicht auf eine beliebige Palette verbandspolitischer-
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digen Einsatz der (ehrenamtlichen) Führungskräfte
voraus, welche ihre Gremien und Mitarbeiter über
die neue Lage aufklären und für deren Akzeptanz
motivieren müssen.

Das fällt nicht leicht, müssen sie doch oft eine Poli-
tik vertreten, welche sie selbst weder gesucht noch
gewollt haben, welche sie aber als unausweichlich er-
achten, soll ihre NPO weiter funktionieren können.

Folgerungen

NPM, ehrenamtliche sowie freiwillige Arbeit in NPO
mit staatlichen Aufträgen stehen im Spannungsfeld
eines neuen Staatsverständnisses einerseits und den
Erwartungen von Menschen andererseits, welche ih-
re Zeit, ihr Wissen und ihre (Berufs-)Erfahrung un-
bezahlt und aus freien Stücken Dritten zur Verfü-
gung stellen. Der Amateur im guten Sinne des Wor-
tes sieht sich mit Aufgaben konfrontiert, welche ver-
stärkten Einsatz und höhere Professionalität verlan-
gen.

Die Gefahr besteht, dass, wenn Frustration und Ar-
beitsleid den persönlichen Nutzen des Engagements
übertreffen, der ehrenamtlich und freiwillig Tätige
innerlich emigriert und sich mit der Zeit von seiner
Arbeit, seinem Engagement auch äusserlich trennt.

Soweit braucht es nicht zu kommen: Es gibt Beispie-
le, wo die Einführung einer wirkungsorientierten
Verwaltungsführung klare Verhältnisse schuf und
neue Handlungspielräume für die mit dem Staat
kontrahierenden NPO und deren professionellen
wie ehrenamtlichen und freiwilligen Mitarbeiter er-
schloss.

Die Forderung bleibt aber, dass das Internationale
Jahr der Freiwilligen 2001 auch zur Reflexion der
Rolle der Freiwilligen in einem immer stärker durch
NPM geprägten Anreizstaat dienen sollte.
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Leistungsangebote, wie die Konzentration der ver-
bandlichen Arbeit auf Kernkapazitäten, kurz eine
marktanaloge, wettbewerbsfähige Ausgestaltung der
eigenen Organisation.

Neue Anforderungen an die ehrenamtli-
che und freiwillige Arbeit

Das Umsetzen von Massnahmen einer wirkungs-
orientierten Verwaltungsführung NPM in der Zu-
sammenarbeit des Staates mit NPO ist mit an-
spruchsvolleren und komplizierteren Verwaltungs-
abläufen bei den Freiwilligen sowie zusätzlichen mo-
ralischen und juristischen Verantwortlichkeiten der
ehrenamtlichen Führungsarbeit verbunden.  Dies
wird etwa in der ergebnisorientierten Steuerung
durch Leistungsvereinbarungen deutlich.  Auch und
gerade ehrenamtliche Führungskräfte müssen in der
Lage sein, die künftigen Leistungen ihrer NPO für
und im Auftrag des Staates – ausgehend von Bedürf-
nissen und Werten verschiedener Gruppen von Kun-
den und Kundinnen sowie Betroffenen und den ent-
sprechenden staatlichen Zielsetzungen – in einen
«Produkt- und Produktgruppenplan» mit Mittelbe-
darf zu fassen. Dieser Plan mündet dann in eine Lei-
stungsvereinbarung, die ihrerseits durch einen Lei-
stungsvertrag Rechtskraft erhält. Selbstverständlich
wird der Ehrenamtliche in dieser anspruchsvollen
konzeptionellen Arbeit durch die zuständigen staat-
lichen Funktionäre unterstützt. Die ehrenamtlichen
Führungskräfte wie die freiwilligen Mitarbeiter kön-
nen sich aber nicht ohne Verlust an formeller Macht
und faktischem Einfluss auf ihre NPO von der Mit-
arbeit und vor allem von der Mitverantwortung bei
der Entwicklung der sachlichen und rechtlichen
Grundlagen für die Zusammenarbeit mit öffent-
lichen Stellen dispensieren.

NPM bedingt daher nicht nur eine neue Personal-
und Organisationsentwicklung auf der staatlichen
und der professionellen verbandlichen Seite, son-
dern auch eine systematische Vorbereitung und Be-
gleitung der Ehrenamtlichen und Freiwilligen für die
neue Art der staatlichen Aufgabenerfüllung. 

Neue Anforderungen in der Motivation

Im Freiburger Management-Modell für NPO  wird in
einer Checkliste der Faktoren für die Attraktivität ei-

nes Ehrenamts u.a. vorgeschlagen, dass 

• das Amt mit interessanten Aufgaben ausgestattet
ist, also noch echte Probleme zu bearbeiten sind
und es auf den intellektuellen Beitrag des Einzelnen
ankommt;

• das Amt über Kompetenzen verfügt, also eine Ent-
scheidungs- und Beeinflussungsmacht beinhaltet;

• an den Sitzungen tatsächlich Willensbildung und
Entscheidungsfindung betrieben, also geführt wird.

NPM kann nun (muss aber nicht) dazu führen, dass
der Ehrenamtliche der mit dem Staat kontrahieren-
den NPO die Motivation für sein Amt verliert, wenn
er sich zum Befehlsempfänger und Vollzugsbeamten
eines detaillierten Leistungsvertrages degradiert
sieht. Wenn NPM zu einem Zerrbild, zu einem Ma-
nagement des Misstrauens pervertiert wird, das vom
Prinzip «Vertrauen ist gut, Kontrolle besser» be-
herrscht wird, so fällt es dem Ehrenamtlichen
schwer, weiterhin mit vollem Elan für seine NPO tä-
tig zu sein.

Es liegt daher im ureigensten Interesse des Staates,
beim Übergang zu einer wirkungsorientierten Ver-
waltungsführung für die Beibehaltung der Attrakti-
vität der Ehrenämter besorgt zu sein. Dafür braucht
es weder Sonderprämien noch spezielle Ehrungen,
sondern Augenmass und gegenseitiges Vertrauen
beim Aushandeln (Contracting) und Controlling der
Leistungen, welche eine NPO für den Staat erbrin-
gen soll.

Neue Anforderungen in der 
persönlichen Belastung

Dem Verlust an selbständiger Führungs- und Voll-
zugskompetenzen, welcher mit dem Übergang zu
einer wirkungsorientierten Verwaltungsführung der
staatlichen Auftraggeber für die Ehrenamtlichen der
auftragnehmenden NPO verbunden sein kann, steht
keine entsprechende Entlastung der ehrenamtlichen
Pflichten gegenüber. Im Gegenteil, NPM bedingt oft
eine grosse zusätzliche Belastung an administrativen
Umtrieben und Präsenzzeiten.

Die Erarbeitung und die Umsetzung einer Lei-
stungsvereinbarung setzt neben der intellektuellen
Beweglichkeit für die neuen Voraussetzungen staat-
licher Auftragsvergabe einen intensiven zeitaufwen-




